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2 AZR 111/ 89  

6 Sa 619/88 Köln

Verkündet am 
28. September 1989
Noii, .-.UvtpiReg.~Hauptsekretärin ■ '
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

hat der Zweite.Senat des.Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
'der . mündlich vom 28 ..September 1989 durch
den Vorsitzenden Richter Hillebrecht'die Richter 
Dr» . Ascheid und Bitter- .sowie; die ehrenamtlichen Richter
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Binzek und. Walter für Recht erkannt;
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Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Köln vom 28. November 1988 
" 6 Sa 619/88 - wird auf ihre Kosten zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Der 1939 geborene Kläger war seit 1. April 1977 bei der 
Beklagten, zuletzt als Vorarbeiter im Lager, beschäftigt. Seine 
Jahresbruttovergütung betrug 45.812,—  DM.

Nachdem die Beklagte festgestellt hatte, daß aus ihrem Wer­
bemittellager ein Karton mit Pikkolo-Flaschen Sekt verschwunden 
war, führte sie am 11. November 1987 an den Arbeitsplätzen und 
auch in den Pkw’s mehrerer Mitarbeiter Kontrollen durch. Dabei 
fanden sich im Pkw der Arbeitnehmerin B verschiedene Artikel 
aus dem Warenangebot der Beklagten im Gesamtwert (Fabrikabgabe­
preis) von 278,36 DM. Im Büro der Mitarbeiterin S entdeckte
sie 12 Flaschen Pikkolo-Sekt, 3 Flaschen Champagner und weitere 
Handelsware, alles im Gesamtwert von 169,93 DM. Beide Arbeit­
nehmerinnen erklärten zunächst nur, sie hätten die Ware nicht 
selbst aus den Regalen geholt und machten keine weiteren Angaben.

Am 12. November 1987 nannte Frau S den Kläger als Tat­
beteiligten, am 20. November 1987 schloß sich dem die Angestellte 
B nach anwaltlicher Beratung an. Beide gaben gegenüber der 
Beklagten am 24. November 1987 sogenannte "eidesstattliche Ver­
sicherungen" über das Tatgeschehen ab. Der Kläger bestritt in 
einer Anhörung, mit der Entwendung der Waren irgend etwas zu tun 
zu haben.
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Die Beklagte ließ dem Kläger am 25. November 1987 nach An­
hörung des Betriebsrats ein Schreiben zugehen, in dem sie das 
Arbeitsverhältnis fristlos, hilfsweise ordentlich, zum 30. Juni 
1988 kündigte. Sie führte in dem Schreiben aus, es bestehe min­
destens der Verdacht und zu ihrer Überzeugung stehe sogar fest, 
daß der Kläger im Zusammenwirken mit den Angestellten B und 
S Waren zu ihrem Nachteil entwendet, also unterschlagen
habe.

Der Kläger hält die Kündigung für unwirksam. Er hat vorge­
tragen, er habe weder Waren aus den Beständen der Beklagten ent­
wendet noch im Zusammenwirken mit den Arbeitnehmerinnen B und 
S einen dahingehenden Versuch unternommen. Insbesondere habe
er sich zu den maßgeblichen Tatzeiten an seinem Arbeitsplatz oder 
in der Kantine aufgehalten. Außerdem habe die Beklagte die Frist 
des § 626 Abs. 2 BGB versäumt. Alle gegen ihn erhobenen Vorwürfe 
seien falsch, die Beklagte wolle an ihm ein Exempel statuieren, 
um möglichen Diebstählen vorzubeugen.

Der Kläger hat, soweit in der Revision noch erheblich, be­
antragt festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der Parteien 
weder durch die fristlose Kündigung noch durch die hilfsweise 
ausgesprochene ordentliche Kündigung vom 25. November 1987 auf­
gelöst sei.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie hat geltend 
gemacht, der Kläger habe der Arbeitnehmerin B die bei dieser 
Vorgefundene Ware am 11. November 1987 um die Mittagszeit in
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einem Karton überreicht mit der Bitte, sie für ihn aufzuheben. Am 
10. November 1987 habe er die Mitarbeiterin S angesprochen,
ob sie noch einmal Ware für ihn deponieren wolle, wozu diese sich 
bereit erklärt habe. Die Waren habe er Frau S dann am 11.
November 1987 zwischen 12.30 Uhr und 13.00 Uhr in einem blauen 
Müllsack gebracht, den er nach Umpackung wieder mitgenommen habe. 
Er* habe Frau S bereits im Juli 1987 in ähnlicher Weise ein­
gesetzt und ihr als Gegenleistung für das Aufbewahren der Ware 
eine kleine Packung Aktiv-Kapseln und eine mittlere Packung 
Franzbranntwein gegeben.

Die Frist des § 626 Abs. 2 BGB habe sie gewahrt, denn sie 
sei sich der Tatbeteiligung des Klägers erst sicher gewesen, 
nachdem die Mitarbeiterinnen B und S am 24. November 1987
ihre Angaben "eidesstattlich" versichert hätten.

Das Arbeitsgericht hat zum Termin am 28. April 1988 den 
Kläger sowie die Angestellten B , S , B und W
geladen. Im Termin hat es beschlossen, die Zeuginnen W , B ,
S und B über die in ihr Wissen gestellten Tatsachen zu*
vernehmen. Die Zeuginnen B und W haben zur Anhörung des
Betriebsrates bekundet, die Zeuginnen B und S sind ge­
fragt worden, ob sie von dem Kläger Ware übernommen hätten. Sie 
haben daraufhin erklärt, sie wollten die Aussage verweigern. Das 
Arbeitsgericht hat hierauf den Beschluß verkündet, den Zeuginnen 
stehe ein Aussageverweigerungsrecht gemäß § 384 Ziff. 1 und 2 ZPO 
zu.
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Der Prozeßbevollmächtigte der Beklagten hat in beiden Fällen 
um genaue Formulierung des Beweisthemas ersucht, vorsorglich hat 
der die "eidesstattlichen Versicherungen" vom 24. November 1987 
überreicht. Das Arbeitsgericht hat beschlossen, den Kläger als 
Partei über die ihm vorgeworfenen Beschuldigungen zu vernehmen. 
Der Kläger hat nach Vernehmung zur Person erklärt, er wolle heute 
zur Sache nicht aussagen,

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Es hat ausge­
führt , aufgrund der Aussageverweigerung des Klägers bestehe der 
dringende Verdacht, daß er strafbare Handlungen zum Nachteil der 
Beklagten begangen habe. Die außerordentliche Kündigung der Be­
klagten sei daher wirksam.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt. Die 
Zeuginnen B und S haben dem Berufungsgericht mitgeteilt,
sie verblieben bei dem ihnen zuerkannten Aussageverweigerungs­
recht . Durch Schriftsatz vom 10. Oktober 1988 hat die Beklagte im
Hinblick auf eine gegen den Kläger erstattete Strafanzeige ihren 
!>n i rr -r an f' Parteivernehmung des Klägers im Berufungsverfahren 
nicht aufrechterhalten.

Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, das Arbeitsver­
hältnis der Parteien sei weder durch die fristlose noch durch die 
hilfsweise ausgesprochene ordentliche Kündigung vom 25. November 
1987 aufgelöst worden. Hiergegen richtet sich die Revision der 
Beklagten.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist nicht begründet.

I. Das Landesarbei tsgericht hat ausgeführt, es sei nicht be­
wiesen, daß der Kläger im Zusammenwirken mit den Zeuginnen B 
und S den Versuch unternommen habe, Waren aus dem Bestand
der Beklagten zu entwenden. Die Zeuginnen B und S seien
zur Aussageverweigerung berechtigt. Daß sie den Kläger in den 
sogenannten "eidesstattlichen Versicherungen" beschuldigt hätten, 
reiche nicht aus. Sie könnten ihn auch nur deshalb beschuldigt 
haben, um als seine angeblichen Opfer in einem besseren Licht zu 
erscheinen. So sei es ihnen gelungen, die Beklagte von einer 
außerordentlichen Kündigung ihrer Arbeitsverhältnisse abzuhalten. 
Auch die Aussageverweigerung des Klägers vor dem Arbeitsgericht 
könne im konkreten Fall nicht zu seinem Nachteil berücksichtigt 
werden. Der Kläger habe die Aussage nämlich nicht endgültig, 
sondern nur in einer bestimmten Verfahrenssituation verweigert. 
Mit den "eidesstattlichen Versicherungen" sei er unstreitig erst­
mals in der mündlichen Verhandlung konfrontiert worden. Wenn ihm " 
auch der Inhalt der Beschuldigungen im Kern bekannt gewesen sei, 
so spreche es nicht gegen ihn, daß er erst Einblick in die 
schriftlichen Erklärungen der Zeuginnen habe nehmen wollen.

Die
kündigung
nicht vor 
als Täter

außerordentliche Kündigung sei auch nicht 
wirksam. Ein hinreichend schwerwiegender 
. Zwar hätten die Zeuginnen B und S
bezichtigt. Es liege aber rein irgendwie

als Verdachts- 
Verdacht liege

den Kläger 
geartetes
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anderes Indiz dafür vor, daß diese Beschuldigungen zuträfen. Die
Beklagte habe nicht, etwa vorgetragen, daß ein Dritter den Kläger 
am 10. November 1987 im Gespräch mit der Zeugin S oder am
11. November 198? auf dem Weg zu den Zeuginnen oder während des 
Zusammenseins mit den Zeuginnen gesehen habe oder daß andere tat­
sächliche Ums r,9ftlc e 1. e Tatet r i ,m t des Klägers zumindest nahe­
legten. Die Zru i, inner. hatten den Kläger, zudem, nicht etwa sogleich 
belastet. Hätte der Kläger die Zeuginnen wirklich durch Ansinnen, 
Diebesgut für ihn aufzubewahren., in eine außerordentlich schwie­
rige Situation ge.rajhi, :-u tV. J e j erkennbare Motiv dafür,
warum die Zeuginnen de. ä’ger Aincäehst schonten, indem Frau 
S ihn erstmals am 1r- Now-:11b er, Frau B sogar erst am
20. November 1.987 als. Tatbeteiligten nannten. Soweit die Zeugin­
nen sich näher mit der Art der Verpackung des Diebesguts befaßt 
hä <• ;.«n. komme nie Möglichkeit In Betracht, die Zeuginnen hätten 
mit dieser F mJe v-sc.g vert rruer -uiien» oer-its zu einem frühe­
ren Zeitpunkt ohne Beteiligung des Klägers bei Eigentumsdelikten, 
die gegen die Beklagte gerichtet gewesen seien, zusammengewirkt 
zu haben.

Selbst wenn aus den Erklärungen der Zeuginnen B und 
S jedoch ein hinreichend schwerer Tatverdacht gegen den
Kläger hergeleitet worüan i-o-ce so sei die Kündigung .inwirki-et... 
denn der Aroeatgeöer habe nicht dies Notwendige zur Aufklärung 
des Sachverhalts getan. Die Beklagte habe nicht durch entspre­
chende Fragen an, die Zeuginnen den Sachverhalt weiter aufgeklärt. 
Aus den 'mm ms i,r i ■ rh ’> ■ 3 . £ • ungon" t-ri, .{ sich e» c < rirl't,
welches persönliche Verhältnis zwischen ten Zeuginnen <uri aem
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Kläger bestanden habe. Schließlich könne es nicht zu Lasten des
Klägers gehen, daß die Beklagte davon abgesehen habe, zur Auf­
klärung des Sachverhalts die Polizei heranzuziehen. Die Beklagte 
hätte bei dieser Situation im einzelnen dartun müssen, was sie 
davon abgehalten habe, trotz der Erkenntnisse, die im Ermitt­
lungsverfahren gewonnen werden könnten, von der Hinzuziehung der 
Polizei abzusehen.

II. Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten hinsicht­
lich der Hauptbegründung der revisionsrechtliehen Überprüfung 
stand. Das Berufungsgericht hat im Tenor seiner Entscheidung über 
die außerordentliche und die ordentliche Kündigung der Beklagten
befunden. In den Entscheidungsgründen hat es jedoch rechtlich 
Ausführungen nur zur außerordentlichen Kündigung gemacht. Da das 
Landesarbeitsgericht hierbei aber bereits das Vorliegen eines 
Kündigungsgrundes zutreffend verneint hat, ergibt sich daraus 
auch die Sozialwidrigkeit der ordentlichen Kündigung. Die Aus­
führungen des Berufungsgerichts tragen sachlich zugleich seine 
Entscheidung über die ordentliche Kündigung. Es fehlt insoweit 
dnw-.aen nicht an jeder Begründung i. S. des § 551 Nr. 7 ZPO. f*

1. Soweit das Landesarbeitsgericht angenommen hat, eine Tat­
beteiligung des Klägers sei nicht bewiesen, begegnet diese Fest­
stellung revisionsrechtlich keinen Bedenken. Die Verfahrensrügen 
der Revision hiergegen sind nicht durchgreifend. Dabei beschränkt 
sich der Senat nach § 565 a ZPO zu einzelnen Punkten auf folgende

9 -
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a) Die Rüge, das Landesarbeitsgericht habe sich nicht mit dem 
gesamten Tatsachenstoff hinreichend auseinandergesetzt, ist un­
substantiiert. Es ist nicht vorgetragen, was das Landesarbeits­
gericht konkret in seine Überlegungen hätte noch einbeziehen 
sollen.

b) Das Landesarbeitsgericht hat auch keine Beweisverfahrens­
vorschriften verletzt. Die Ausführungen der Revision berücksich­
tigen nicht, daß die Beweisaufnahme hinsichtlich der Zeugenver­
nehmungen keines besonderen Verfahrens bedurfte (§ 358 ZPO,,).

Der Vorsitzende des Arbeitsgerichts hatte gemäß § 56 ArbGG 
zur Vorbereitung der streitigen Verhandlung die Zeuginnen B 
und S geladen und die Parteivertreter hiervon unterrichtet.

Im Verhandlungstermin hat die Kammer ausweislich des Proto­
kolls vom 28. April 1988 in Anwesenheit der Zeuginnen B und 
S den Beschluß verkündet, die Zeuginnen über die in ihr
Wissen gestellten Tatsachen zu vernehmen. Der förmliche Erlaß 
eines Beweisbeschlusses - den die Revision fordert - sieht die 
ZPO nur vor, wenn die Beweisaufnahme ein besonderes Verfahren 
erfordert, was nur der Fall ist, wenn ein eigener, Termin zur 
Durchführung einer Beweisaufnahme bestimmt wird (§ 358 ZPO). 
Außerdem ist über die Vernehmung einer Partei nach § 450 ZPO zu 
entscheiden. Insoweit hat das Arbeitsgericht, nach Beratung einen 
Beweisbesehluß verkündet.
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Im Hinblick auf den vorliegenden Sachverhalt war den Zeu­
ginnen auch klar, zu welchem Sachkomplex sie vernommen werden 
sollten. Die nach der ersten Frage nach der Warenübernahme vom 
Kläger erklärte Aussageverweigerung der Zeuginnen bezog sich 
ersichtlich auf den gesamten Tatkomplex, denn die Frage des 
Gerichts war umfassend gestellt. Soweit die Beklagte solche 
Tatsachen in das Wissen der Zeuginnen hätte stellen wollen, die 
nicht der Aussageverweigerung unterlegen hätten, wäre es ihre 
Sache gewesen, konkrete ergänzende Fragen zu stellen, deren 
Beantwortung ihrer Ansicht nach die Zeuginnen nicht hätten ver­
weigern können.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben auch das Vor­
liegen der Voraussetzungen nach § 384 Nr. 1 und 2 ZPO zu Recht 
bejaht. Unter Zugrundelegung der Behauptungen der Beklagten in 
den Schriftsätzen standen alle möglichen Fragen im Zusammenhang 
mit dem Tatkomplex.

c) Das Landesarbeitsgericht hat auch nicht seine Aufklärungs- 
Pflicht nach § 139 ZPO verletzt. Aus den Aussagen der Zeuginnen 
B und W ergibt sich lediglich, daß diesen - als Betriebs­
ratsmitgliedern - die schriftlichen "eidesstattlichen Ver­
sicherungen" Vorlagen und daß sie den Kläger unter Zugrundelegung 
des Inhalts dieser Erklärungen befragten. Anhaltspunkte dafür, 
die Zeuginnen B und W hätten dem Kläger die schriftlichen
Erklärungen der Zeuginnen B und S vorgelegt, bestanden
nicht. Das Gericht war daher nicht gehalten, den Tatsachenstoff 
zu erweitern und zu fragen» ob die Zeuginnen dem Kläger seiner-

-  11 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 1 1 -

zeit die Urkunden auch gezeigt haben. Wenn die Beklagte der Auf­
fassung war, dies sei der Fall gewesen und wenn sie dies für 
erheblich im Hinblick auf die Aussageverweigerung des Klägers 
erachtete, so wäre es ihre Sache gewesen, von sich aus eine 
solche Frage zu stellen.

Nach dem sich dem Richter stellenden Ergebnis der Beweisauf­
nahme war der im Urteil gezogene Schluß, der Kläger habe "heute" 
nicht aussagen wollen, um zuvor die schriftlichen Erklärungen der 
Zeuginnen lesen zu können, nicht denkgesetzwidrig, sondern er 
entsprach auch dem berechtigten Interesse des Klägers. Wenn die 
Beklagte es prozeßtaktisch für tunlich erachtete, die Erklärungen 
erst im Termin vorzulegen (vgl. Protokoll- des Arbeitsgerichts 
Seite 4), so hat sie auch die Folgen hieraus zu tragen. Fest­
stellungen, ob der vom Kläger genannte Grund für die Aussagever­
weigerung nur ein Vorwand war, hat die Beklagte dadurch verhin­
dert, daß sie in der Zweiten Instanz erklärte, sie halte den An­
trag auf Parteivernehmung des Klägers nicht aufrecht.

2 Auch soweit das Landesarbeitsgericht angenommen hat, es lie­
ge kein hinreichend schwerer Verdacht vor, sind seine Ausfüh­
rungen in der Hauptbegründung revisionsrechtlich nicht zu bean­
standen.

a) Das Landesarbeitsgericht ist davon ausgegangen, außer den 
Erklärungen der beiden Zeuginnen B und S liege kein
irgendwie geartetes Indiz dafür vor, daß die Beschuldigungen der 
Beklagten zuträfen.
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aa) Soweit die Revision rügt, das Landesarbeitsgericht habe 
keine Schlüsse daraus gezogen, daß die Zeuginnen nicht etwa nur 
globale Behauptungen hinsichtlich des Tathergangs aufgestellt, 
sondern daß sie sehr detailliert geschildert hätten, ist das 
unrichtig. Das Landesarbeitsgericht hat diesen Umstand sehr wohl 
gesehen und auf Seite 8/9 des Urteils festgestellt, es komme die 
Möglichkeit in Betracht, die Zeuginnen hätten mit dieser De­
tailschilderung den Verdacht auf den Kläger lenken und vertuschen 
wollen, daß sie bereits zu einem früheren Zeitpunkt ohne Tatbe­
teiligung des Klägers bei Eigentumsdelikten zusammengewirkt 
hätten.

bb) Soweit die Revision rügt, das Landesarbeitsgericht habe 
einen fehlerhaften Schluß daraus gezogen, daß die Zeuginnen den 
Kläger nicht sofort am 11. November 1987 belastet hätten, greift 
diese Rüge nicht. Der vom Berufungsgericht gezogene Schluß ist 
möglich. Es gibt keinen feststehenden Erfahrungssatz, daß Tatbe­
teiligte bei Aufdecken ihres Tuns die Mitwirkung anderer Be­
teiligter sofort offenbaren.

cc) Soweit die Revision eine Verletzung des § 139 ZPO damit be­
gründet, das Gericht habe es ohne vorherigen Hinweis als beson­
ders entscheidend angesehen, daß die Zeugin B den Kläger erst 
am 20. November 1987 beschuldigt habe, und dazu geltend macht, 
sie hätte bei einem Hinweis ergänzend vorgetragen, die Zeugin 
habe ihrem Anwalt bereits am 13- November 1987 den Namen genannt, 
liegt keine Rechtsverletzung vor.
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Nach dem dem Gericht vorliegenden Tatsachenstoff lagen An-
ha i.fcöpunk le dafür» die Zeugin B habe sich bereits früher hin­
sichtlich des weiteren Tatbeteiligten offenbart» nicht vor. Der 
Richter konnte daher rechtsfehlerfrei davon ausgehen» die Be­
schuldigung sei erstmals am 20. November 1987 erhoben worden. Es 
wäre Sache der insoweit offenbar tatsachenkundigen und beweis­
pflichtigen Beklagten gewesen» diesen Tatsachenstoff von sich aus 
in den Prozeß einzuführen.

dd) u--. die rü-ulcg tc i urea ‘nh . n,-', n K. ager a L  Partei zu ver­
nehmen , zurückgezogen hat» konnte das Landesarbeitsgericht keine 
zwingen ien; uc-> KLager bc-1 asten-ten :> hluf.se daraus ziehen, daß 
dieser in erster Instanz die Aussage verweigert hatte. Soweit der 
Kläger seine Aussageverweigerung damit begründet hat» er wolle 
"heute” nicht aussagen, ist die vom Landesarbeitsgericht gewon­
nene Überzeugung, er sei nur im damaligen Termin wegen der erst­
maligen Konfrontierung mit den schriftlichen Erklärungen der 
Zeuginnen nicht aussagebereit, gewesen» nicht denkfehlerhaft.

2. Lag unter Zugrundelegung der Feststellung des Berufungsge­
richts zum Zeitpunkt des Kündigungsausspruchs weder der Beweis 
her Täterschaft vor noch- ein hinreichend schwerer Verdacht, der 

Bei. 1 ag L't z / -. ner .1 „si end -'eng berechtigt iiäi.ce so
kommt es auf die hilfsweise angestellte Erwägung des Berufungs­
gerichts nicht an. Soweit das Landesarbeitsgericht allerdings
m..-1 . ?U’ .{M1 ! r ji'it, •; l t. Fol ! r i o-. Inn. :u. 'bt :v!
schweren Tatverdacht.,-, sc i 0; ’ .1 1 guv n> . t • << ■ * L-
kjrm’e rncht alles i h r  Zi.'ii-.ul.te •' e znt -A u 1  ̂u n.'.es S, w u i s
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getan habe, stehen diese Ausführungen im Widerspruch zur Recht­
sprechung des Senats.

a) Der Senat hat am 26. Februar 1987 (- 2 AZR 170/86 -, nicht- 
veröffentlieht) zur Aufklärungspflicht des Arbeitgebers ausge­
führt , nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts könne nicht nur eine erwiesene strafbare Handlung oder 
andere Vertragsverletzungen eines Arbeitnehmers, sondern auch der 
Verdacht, eine strafbare Handlung oder Pflichtverletzung begangen 
zu haben, einen wichtigen Grund für eine außerordentliche Kündi­
gung darstellen (BAGE 16, 72 = AP Nr. 13 zu § 626 BGB Verdacht 
strafbarer Handlung; BAGE 29, 7 = AP Nr. 9 zu § 103 BetrVG 1972; 
Urteil vom 11. April 1985 - 2 AZR 239/84 - AP Nr. 39 zu § 102 
BetrVG 1972; Urteil vom 3- April 1986 - 2 AZR 324/85 - AP Nr. 18 
zu § 626 BGB Verdacht strafbarer Handlung). Der Senat hat weiter 
festgestellt, der Verdacht müsse objektiv durch bestimmte Tat­
sachen begründet sein. Er müsse darüber hinaus auch dringend 
sein. Es sei also zu prüfen, ob eine große Wahrscheinlichkeit 
dafür bestehe, daß der gekündigte Arbeitnehmer eine Straftat 
begangen habe.. Schwerwiegend müsse nicht nur der Verdacht, son-;' 
dern auch die strafbare Handlung bzw. die Pflichtverletzung sein, 
deren der Arbeitnehmer verdächtigt werde. Schließlich müsse der 
Arbeitgeber alle zumutbaren Anstrengungen zur Aufklärung des 
Sachverhalts unternommen haben (vgl. dazu KR-Hillebrecht,
3. Auf1., § 626 BGB Rz 153 f.).

b) Der Senat hat in einer früheren Entscheidung (11. April 
1985, aaO) bereits festgestellt, der Arbeitnehmer sei vor Aus-
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spruch einer Verdachtskündigung zu den gegen ihn erhobenen Ver­
dachtsmomenten zu hören. Die Erfüllung dieser Aufklärungspflicht 
hat der Senat als WirksamkeitsVoraussetzung für eine Verdachts­
kündigung angesehen. Der Senat hat dann festgestellt, wenn der 
Arbeitgeber schuldhaft die aus der Aufklärungspflicht resultie­
rende Anhörungspflicht verletze, könne er sich im Prozeß nicht 
auf den Verdacht einer strafbaren Handlung bzw. eines pflicht­
widrigen Verhaltens des Arbeitnehmers berufen. In der zitierten 
Entscheidung vom 26. Februar 1987 hat der Senat eine Pflicht des 
Arbeitgebers, den Verdächtigten mit Gegenzeugen gegenüberzustel­
len, verneint. Er hat dies damit begründet, von einer entspre­
chenden Weiterentwicklung der Rechtsprechung sei abzusehen, weil 
die Gegenüberstellung noch nicht einmal in der Mehrzahl der Fälle 
eine größere Sicherheit für die Begründetheit des Verdachts geben 
muß.

c) Im vorliegenden Fall hatte die Beklagte als Verdachtsmomente 
nur die Aussagen der Zeuginnen B und S . Insoweit hat sie
den Kläger mit deren Aussagen konfrontiert. Ob sie es darüber 
Hinaus für geboten hielt, eine Anzeige gegen die verdächtigten 
Arbeitnehmer zu erstatten, um nur dann Verdachtskündigungen aus­
sprechen zu können, mußte ihr überlassen bleiben. Eine Verdachts­
kündigung kann nicht bereits deshalb als unwirksam erachtet wer­
den , weil der Arbeitgeber davon abgesehen hat, die Staatsanwalt­
schaft zwecks Durchführung weiterer Ermittlungen einzuschalten.

Hillebrecht
Binzek Bitter

Walter
Dr. Ascheid
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